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Zusammenfassung

1
Die vorliegende Studie mit dem Titel „Die 
territoriale Dimension der EU-Strukturpolitik  
in Deutschland“ widmet sich der Analyse 
integrierter Regionalentwicklungsansätze im 
Rahmen der EU-Struktur- und Investitionspo
litik in der Förderperiode 2021–2027. Ziel der 
Untersuchung ist es, auf Grundlage von Fall
studien und begleitender Interviews mit Fach-
verwaltungen Empfehlungen für die zukünftige 
Ausgestaltung der EU-Strukturförderung ab 
2028 zu formulieren. Ausgangspunkt ist die 
zunehmende Bedeutung regionaler Räume als 
Handlungsebene zur Bewältigung gesamtgesell-
schaftlicher Herausforderungen wie demogra
fischem Wandel, Digitalisierung, Wettbewerbs-
fähigkeit oder Klimaanpassung. Die Studie greift 
zentrale Fragen auf: In welcher Form werden 
integrierte territoriale Ansätze gegenwärtig 
durch die EU-Strukturförderung umgesetzt? 
Welche Potenziale und Hemmnisse bestehen  
im Mehrebenensystem zwischen EU, Bund und 
Bundesländern? Und wie lässt sich eine kohärente 
und effektive Förderung dieser Ansätze in der 
kommenden Förderperiode sichern?

Dazu betrachtet die Studie Förderansätze für 
die integrierte regionale Entwicklung der aktu-
ellen und vergangenen Förderperiode aus sechs 
unterschiedlichen Bundesländern genauer. 

Daraus zeigen sich zusammenfassend folgende 
Erkenntnisse: 
•	 Fast alle Bundesländer nutzen die in den 

Strukturfonds angebotenen „territorialen 
Instrumente“, um integrierte Ansätze der 
regionalen oder städtischen Entwicklung zu 
fördern. Der Schwerpunkt liegt allerdings 
stärker im Bereich der nachhaltigen Stadt-
entwicklung, der von den meisten Bundes-
ländern verfolgt wird. Einige Bundesländer 
verfolgen mittlerweile aber auch integrierte 
Regionalentwicklungsansätze jenseits der 
nachhaltigen Stadtentwicklung.

•	 Die EU-Kohäsionspolitik ermöglicht grund-
sätzlich ein hohes Maß an Flexibilität zum 
Einsatz der Mittel auf regionaler Ebene.  
Die Bundesländer und Regionen wissen diese 
Flexibilität zu schätzen, da so passgenaue 
Lösungen möglich sind. Die thematische 
Bandbreite (u.a. Energieeffizienz, Klima-
schutz, Wettbewerbsfähigkeit und Innova-
tion, Mobilität, Brachflächenreaktivierung, 
Daseinsvorsorge), die räumlichen Zuschnitte 
(funktionale Regionen, interkommunale 
Kooperationen), ebenso wie die regionalen 
Governance-Strukturen und -Prozesse und 
die Methodik bei der Aufstellung von regio-
nalen Strategien unterscheiden sich zwischen 
den verschiedenen Bundesländern. 
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•	 Als zentrale Herausforderung identifiziert 
die Studie die oftmals hohe Komplexität der 
Förderverfahren, fehlende Abstimmungen 
zwischen fachpolitischen Zielsetzungen und 
territorialen Bedarfen sowie Unsicherhei-
ten bei der strategischen Planung aufgrund 
mangelnder Planungssicherheit auf EU- und 
Landesebene. 

•	 Schließlich wird deutlich, dass gut unter-
stützte Prozesse der Strategieentwicklung, 
ein gezielter Aufbau regionaler Netzwerke 
und die Förderung von Managementstruktu-
ren maßgeblich zur Effektivität der Program-
me beitragen können.

In den abschließenden Empfehlungen wird 
für den Erhalt bzw. die Stärkung bewährter 
Elemente der territorialen Dimension in der 
künftigen Strukturpolitik plädiert. Hierzu sind 
folgende Aspekte besonders bedeutsam: 
•	 Auf Ebene der EU-Verordnungen sollten die 

flexiblen Instrumentenkategorien (wie ITI, 
CLLD und sonstige territoriale Ansätze) 
beibehalten und ausreichend thematische 
Spielräume für integrierte regionale Ent-
wicklungsansätze sichergestellt werden, etwa 
über das politische Ziel 5 „ein bürgernahes 
Europa“. Darüber hinaus sollten künftig auch 
bestehende regionale Strategien als Grund-

lage für eine territoriale Förderung genutzt 
werden können. Ebenso sind administrative 
und fördertechnische Vereinfachungen not-
wendig. 

•	 Auf nationaler Ebene benötigen die verant-
wortlichen Ministerien in den Bundeslän-
dern frühzeitig ausreichende Programmie-
rungsspielräume zur Förderung integrierter 
territorialer Entwicklungsansätze, um diese 
gezielt durch finanzielle Anreize, verbind-
liche Budgets und fachlich-institutionelle 
Begleitung zu stärken. Auch mögliche Ver-
knüpfungen mit nationalen Ansätzen der 
strategischen Regionalentwicklung (Stich-
wort Förderprogramm „RegioStrat – Stra-
tegische Regionalentwicklung“) sowie eine 
bessere Vernetzung auf nationaler Ebene sind 
zielführend.

•	 Für die regionale Ebene ist es wichtig, dass 
ein breites thematisches Förderspektrum 
ermöglicht wird, echte Budget- und Projekt-
auswahlverantwortung an die Regionen 
delegiert werden sowie eine gezielte, auch 
finanzielle, Unterstützung beim Aufbau 
und der Stärkung regionaler Strategie- und 
Governance-Strukturen und Kapazitäten 
erfolgt. 
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Integrierte Regionalentwicklungsansätze  
im europäischen Diskurs: Definition, Einbettung 
und Umsetzung in Deutschland

Die Region als Planungs- und Handlungsraum gewinnt zunehmend an 
Bedeutung. Viele aktuelle Herausforderungen – wie demografischer 
Wandel, Migration, Digitalisierung oder Klimaanpassung – entfalten ihre 
Wirkung auf regionaler Ebene und erfordern koordinierte, überörtliche 
Lösungsansätze. Um Regionen zukunftsfähig zu gestalten, sind regionale 
Entwicklungsansätze zentrale Instrumente. Als informelle, konsensorien-
tierte Strategien setzen sie in der Umsetzung auf Eigenverantwortung und 
Zusammenarbeit zwischen öffentlichen und privaten Akteuren. Ziel ist es, 
durch abgestimmte Maßnahmen und Projekte die Region nachhaltig zu 
stärken und langfristige Entwicklungsprozesse anzustoßen.

Integrierte Ansätze regionaler Entwicklung können neue Potenziale für 
die regionale Entwicklung erschließen, die auf anderen Wegen nicht zu-
gänglich sind: Die Entwicklung neuer Kooperationsstrukturen ist hierfür 
die Grundlage, Partizipation und Partnerschaft sind der Schlüssel. Das 
erlaubt die Entwicklung spezifischer regionsbezogener Lösungsansätze, 
die problemadäquat sind und ein hohes Potenzial zur Verstärkung der 
Wirkungen und Nutzung von Synergien haben. Aktuelle Evaluierungen 
zeigen, dass regionale, strategisch ausgerichtete Ansätze einen klaren 
Mehrwert bieten (Lämmer-Gamp et al 2024). Raumbezogene Politik 
(‚place-based approach‘) gewinnt als Ergänzung nationaler Strategien zu-
nehmend an Bedeutung, da sie politische Maßnahmen gezielter an lokale 
Gegebenheiten anpasst und so Wachstum und Beschäftigung fördert. 
Solche Ansätze ermöglichen eine strategiebasierte, systemische Projekt-
förderung, die einzelne Vorhaben sinnvoll verknüpft, Wissenstransfer 
stärkt und zivilgesellschaftliche Akzeptanz erhöht. Dieses Erfolgspoten-
zial ist insbesondere für die bereits lange praktizierten Ansätze lokaler 
Kooperation in LEADER sowie für verschiedene Ansätze regionalisierter 
Strukturpolitik im Rahmen von Modellvorhaben des Bundes oder Initiati-
ven der Bundesländer belegt.

2



¹ „Politikarena“ ist ein politikwissenschaftliches Konzept, das einen Handlungsraum beschreibt, in dem verschiedene Akteure interagie-
ren, konkurrieren oder kooperieren, um letztlich politische Entscheidungen hervorzubringen. Gerade im europäischen Mehrebenensystem 
können häufig verschiedene „Arenen“ auf unterschiedlichen Ebenen identifiziert werden.

DIE TERRITORIALE DIMENSION DER EU-STRUKTURPOLITIK IN DEUTSCHLAND:  

ANALYSE, BEWERTUNG UND HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN  FÜR DIE EU-FÖRDERPERIODE 2028–2034

7

Im Mittelpunkt der vorliegenden Studie steht  
die Frage, wie integrierte Regionalansätze über 
die Programme der europäischen Strukturpolitik 
in Deutschland gefördert werden können und 
welche Herausforderungen dabei bestehen. Ziel  
ist es, aufzuzeigen, wie verschiedene Bundes- 
länder die EU-Struktur- und Investitionsfonds 
nutzen, um gezielt eine integrierte Regionalent-
wicklung zu fördern. Dabei werden bestehende 
Förderansätze, eingesetzte territoriale Instrumente 
sowie deren praktische Umsetzung und Erfolgs-
faktoren analysiert.

Die Erkenntnisse basieren auf einer umfassenden 
Literaturauswertung und Desk-Top-Analysen der 
programmatischen Förderansätze, Interviews  
mit Verwaltungsbehörden in ausgewählten Bun-
desländern sowie einem Expertenworkshop. Auf 
dieser Grundlage wurden konkrete Handlungs-
empfehlungen formuliert, die auf eine stärkere 
Verankerung integrierter Regionalentwicklungs-
ansätze in der zukünftigen EU-Strukturpolitik 
(2028–2034) abzielen und es regionalen Akteuren 
ermöglichen sollen, solche Konzepte breiter und 
nachhaltiger umzusetzen.

2.1 Definition und Rechtsrahmen

Integrierte territoriale Entwicklungsansätze 
werden im Kontext der EU-Strukturpolitik 
betrachtet. Auch wenn die Ansätze selbst auf 
regionaler Ebene (unterhalb der Ebene der 
Bundesländer) in ihren Strategien entwickelt  
und in Projekten umgesetzt werden, sind sie  
somit durch die Verbindung mit einer finanziellen 
Unterstützung aus den EU-Strukturfonds 
eingebunden in ein Mehrebenensystem. Im 
Zusammenwirken dreier verschiedener 
Politikarenen¹ werden die Rahmenbedingungen, 
inhaltliche Ausrichtung und Funktionsweise 
integrierter territorialer Ansätze gestaltet:
1) die Europäische Arena setzt insbesondere  
die rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
Förderfähigkeit integrierter Ansätze, 2) die 
nationale Arena (Bund und Bundesländer) setzt 
vor allem im Rahmen der Programmentwicklung 
die strategischen Schwerpunkte, während 3)  
die regionale Arena über die Strategien und 
Projekte letztlich entscheidet.

Es wurde für dieses Vorhaben bewusst eine De-
finition aus dem europäischen Diskurs gewählt, 
um die Anschlussfähigkeit an die Debatten auf 
europäischer Ebene zu gewährleisten. Zum ande-
ren soll nicht bereits auf Ebene der Definition eine 
zu starke Eingrenzung des Spektrums möglicher 
integrierter territorialer Entwicklungspolitiken 
erfolgen.



² siehe Verordnung (EU) 1303/2013, Artikel 32–36.
³ Es gibt eine Reihe von Entwicklungen, auf die diese Regelungen aufsetzen und deren Erfahrungen in sie eingeflossen sind: Aus dem 
Bereich des EFRE vor allem die Aktivitäten um die Stärkung der integrierten städtischen Entwicklung (Gemeinschaftsinitiative 
URBAN, URBACT), aber auch der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit (INTERREG, v.a. in der grenzüberschreitenden Koopera-
tion), aus dem Bereich des ELER insbesondere die Erfahrungen rund um den LEADER-Ansatz.
⁴ S. Art. 28 bis 34 der VO 2021/1060.
⁵ Die Vorgaben für territoriale Strategien beziehen sich auf das abgedeckte Gebiet, die Analyse des Entwicklungsbedarfs, die Beschrei-
bung des integrierten Ansatzes, sowie die Beschreibung der Einbindung der Partner. Demgegenüber gibt es Vorgaben zu den Prozessen, 
insbesondere zur Art und Weise, wie die regionalen Netzwerke zusammengesetzt sein können und agieren dürfen, nur für CLLD in 
den Verordnungen ausführliche Vorgaben; für ITI und die sonstigen territorialen Instrumente besteht hier weitgehende Offenheit.
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Die folgende Definition geht zurück auf den Bar-
ca-Bericht von 2009 (Barca 2009) und wird mit 
geringen Veränderungen auch in anderen Quellen 
verwendet (Pertoldi et al 2022; Zaucha et al. 2013; 
Zwet et al. 2017). Sie bildet zugleich die Grundlage 
für den in dieser Studie entwickelten Analyse-
rahmen, der zur Auswahl und Auswertung der 
Fallstudien in Deutschland herangezogen wird. 

Der Rechtsrahmen der Strukturfonds eröffnet 
seit der Förderperiode 2014 bis 2020 besondere 
Spielräume für die Aufnahme integrierter ortsbe-
zogener Ansätze in die Programme der Struktur-
fonds2. Neu ist dabei vor allem, dass die Rege-
lungen auf Ebene der allgemeinen Verordnung 
getroffen wurden und somit für alle Fonds3 gelten.   
Es werden in den Verordnungen der Periode 
2014–2020 mit „Community-Led Local Develop-
ment“ (CLLD) und der „Integrierten Territorialen 
Investition“ (ITI) zwei Ansätze zur Umsetzung 
angeboten. CLLD greift auf die Erfahrungen aus 
LEADER im Bereich der ländlichen Entwicklung 
zurück und wird mit entsprechenden Vorgaben in 
der Verordnung versehen, ITI ist ein neuer Ansatz 
für die Strukturfonds und ist vergleichsweise 
mit weniger inhaltlichen und verfahrensbezoge-
nen Vorgaben untersetzt. Der Rechtsrahmen der 
Strukturfondsverordnungen wurde hinsichtlich 
integrierter territorialer Ansätze in der Förder-
periode 2021–2027 gegenüber der Vorperiode 
weiterentwickelt:⁴ Alle Ansätze müssen bestimm-
ten vorwiegend inhaltlichen Mindestanforderun-
gen genügen.⁵ Vor allem aber können nun neben 
„Community-Led Local Development“ (CLLD) 
und der „Integrierten Territorialen Investition“ 
(ITI) auch „Initiativen, die der Mitgliedstaat kon-
zipiert hat“ als territoriales Instrument gefördert 
werden, für die keine weiteren inhaltlichen oder 
verfahrensbezogenen Vorgaben gemacht werden.

Ein integrierter territorialer 
Entwicklungsansatz…

→ …	ist eine langfristige Entwicklungsstrate-
gie auf regionaler Ebene, die darauf abzielt, 
die anhaltenden Ineffizienzen (unzureichende 
Ausschöpfung des Potenzials) und Ungleich-
heiten (Anteil der Menschen unterhalb eines 
bestimmten Wohlstandsniveaus und/oder Aus-
maß der sozialen Disparitäten) in bestimmten 
Gebieten zu verringern;
→ …	umfasst die Produktion von Bündeln 
integrierter, auf das jeweilige Gebiet zuge-
schnittene öffentlichen und privaten Güter und 
Dienstleistungen, die durch die Erhebung und 
Bündelung lokaler Präferenzen und Kenntnisse 
durch partizipative politische Institutionen 
und durch die Herstellung von Verbindungen 
mit anderen Orten konzipiert und umgesetzt 
werden;
→ …	wird von außerhalb des bestimmten 
Gebietes durch ein System der Multi-Level-
Governance gefördert, indem Finanzhilfen 
von höheren auf niedrigere Regierungsebenen 
übertragen werden. Die Finanzhilfen sind an 
Bedingungen geknüpft, die sowohl die Ziele  
als auch die Institutionen betreffen.



⁶ URL: https://ec.europa.eu/regional_policy/in-your-country/cohesion-policy-in-the-eu_en (abgerufen am 13.05.2025)
⁷ Die Daten sind mit Vorsicht zu interpretieren. Ein Grundproblem liegt darin, dass nicht klar ist, ob und inwieweit EU-weit bei der 
Zuordnung zu den Kategorien die gleichen Kriterien zu Grunde gelegt werden. Wann eine Region beispielsweise einem „funktionalen 
städtischen Gebiet“ und wann einem „ländlichen Gebiet“ zugeordnet wird, hängt auch davon ab, mit welchen Konzepten national die 
Raumentwicklung gefasst wird.
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2.2 Umsetzung in Deutschland

Eine vorläufige grobe Einordnung der Art, wie 
die Ansätze integrierter territorialer Entwick-
lung in Deutschland in der Periode 2021 bis 2027 
genutzt werden, ist auf Grundlage der Katego-
risierungsdaten der ESIF-Förderung aus „Cohe-
sion Open Data Platform“ möglich⁶,⁷: 

•	 In Deutschland wird ein Budget von 3,011 
Mrd. € für territoriale Instrumente vorgese-
hen, das ist ein etwas geringerer Anteil als 
im europäischen Vergleich.

•	 Die integrierten territorialen Instrumente 
werden überwiegend aus dem EFRE finan-
ziert.

•	 13 der 31 EFRE- und ESF-Programme in 
Deutschland umfassen territoriale Instru-
mente, dabei liegt aber der Schwerpunkt im 
Bereich der Stadtentwicklung. 12 Programme 
nutzen die „sonstigen territorialen Ansätze“. 
Niedersachsen setzt zusätzlich ITI ein, Sach-
sen-Anhalt ausschließlich CLLD.

•	 Im nicht-städtischen Bereich werden terri-
toriale Instrumente zum Beispiel in Nieder-
sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig- 
Holstein eingesetzt.

Anders als EU-weit dominieren in Deutschland 
die „sonstigen territorialen Instrumente“ deut-
lich. Auf sie entfallen deutlich höhere Anteile 
des Budgets für integrierte territoriale Entwick-
lung als EU-weit. ITI wird deutlich weniger als 
EU-weit genutzt. CLLD hat in Deutschland wie 
auch EU-weit einen sehr geringen Anteil der 
Finanzmittel.

Da die EU-Strukturförderung in Deutschland 
dezentral verwaltet wird und die Verwaltungs
behörden der Bundesländer die Mittel direkt  
mit der Europäischen Kommission vereinbaren,  
sind die Bundesländer für die Ausarbeitung und 
Umsetzung der Programme verantwortlich.  
Dabei finden sich häufig in den deutschen 
Programmen Ansätze, die in den jeweiligen 
Bundesländern auf bereits langandauernde 
Entwicklungen der jeweiligen Regionalentwick-
lungspolitiken aufsetzen. Die „integrierte regiona-
le Entwicklung“ ist für die Bundesländer kein 
neues Thema, vielmehr haben die Bundesländer 
– wenn auch mit hoher Varianz – bereits seit 
langer Zeit und unabhängig von der EU-Struktur-
politik Ansätze zum Umgang damit entwickelt. 
Derartige Ansätze gehen weit über die eher 
planerisch ausgerichteten Regionalentwicklungs-
konzepte hinaus und umfassen auch die Gestal-
tung und Umsetzung von Förderpolitiken in 
regionalen Akteursstrukturen.

Ein besonderes Beispiel ist Nordrhein-Westfalen, 
wo Ansätze integrierter territorialer Entwicklung 
(mindestens) bis in die 1990er Jahre zurückrei-
chen, als dort in großem Umfang eine „regiona-
lisierte Strukturpolitik“ umgesetzt wurde. Eine 
weitere Illustration für die langjährige Vorge-
schichte stellt Niedersachsen dar, wo die Debatte 
um integrierte Ansätze der Regionalentwicklung 
historisch auch verknüpft ist mit der Frage, ob 
und mit welchen Kompetenzen eine Zwischenebe-
ne zwischen kommunalen Gebietskörperschaften 
und Land sinnvoll ist. Die jeweils landesspezi-
fischen Entwicklungspfade führen auch dazu, 
dass aktuell teils Ansätze integrierter Regional-
entwicklung in den Strukturfondsprogrammen 
unterstützt werden, ohne dass sie als integrierte 
territoriale Instrumente im Verordnungssinne 
gekennzeichnet wären.  
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Der im Weiteren mitbetrachtete Fall „Regio.
NRW“ ist hierfür ein Beispiel. Dies unterstreicht, 
dass die Strukturfonds in Deutschland auch über 
die offiziell als integrierte territoriale Entwick-
lung ausgewiesenen Instrumente hinaus zur 
Unterstützung integrierter territorialer Politiken 
eingesetzt werden. Dementsprechend unterschät-
zen die Kommissions-Daten auch die tatsäch-
liche Nutzung der Strukturfonds für integrierte 
territoriale Entwicklung. Insbesondere sind auch 
Bundesländer im Bereich der integrierten territo-
rialen Entwicklung aktiv, bei denen auf Basis der 
Kommissions-Daten keine Mittel für integrierte 
territoriale Ansätze identifizierbar sind.

Die Ansätze integrierter territorialer Entwick-
lung im Bereich der Strukturfonds bewegen 
sich außerdem im Kontext der Entwicklungen 
verschiedener Politikfelder. Besonders hervor-
zuheben ist hier der im Bereich der ländlichen 
Entwicklungspolitik im Rahmen des ELER bereits 
lange etablierte LEADER-Ansatz, der im CLLD 
für EFRE und ESF aufgegriffen wurde. LEADER 
ist insbesondere weit stärker als die EFRE/ESF-
Förderung in der Fläche etabliert. Es bestehen 
allein in Deutschland 270 lokale Aktionsgruppen.

Es gibt außerdem modellhafte Versuche mit der 
Förderung der integrierten territorialen Ent-
wicklung auf Bundesebene. Hier ist beispielsweise 
das Modellvorhaben „Regionen Aktiv“ aus den 
Jahren 2001 bis 2005 einschlägig, das umfassend 
integrierte regionale Ansätze einschließlich wei-
testgehender Budgethoheit auf regionaler Ebene 
erprobte. Im Rahmen des Projektes und seiner 
Begleitforschung konnten umfangreiche Erfah-
rungen mit den Besonderheiten netzwerkbasierter 
integrierter territorialer Entwicklung gesam-
melt werden. Das aktuelle Förderprogramm des 
BMWSB zur Entwicklung strategischer Regional-
entwicklungskonzepte (RegioStrat) zielt ebenfalls 
in Richtung integrierter territorialer Entwick-
lungsansätze. Die zu erarbeitende Konzepte sollen 
vor allem die Entwicklung langfristiger Strategien 
und die Verzahnung von Regionalplanung und 
Raumentwicklung ermöglichen. Auf Grundlage 
der strategischen Regionalentwicklungskonzep-
te soll eine Fokussierung auf wesentliche Um-
setzungsprojekte ermöglicht und der Zugang zu 
bestehenden Fördermitteln – wie u. a. zu integ-
rierten Ansätzen im Rahmen der Strukturfonds-
förderung – erleichtert werden.
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Die Förderung einer integrierten 
Regionalentwicklung im Rahmen der  
EU-Strukturpolitik in Deutschland 

Die vorliegende Analyse bezieht sich auf Ansätze, die im Rahmen der 
EU-Strukturfonds in den Förderperiode 2014 bis 2020 sowie 2021 bis 
2027 gefördert werden. Um die Vielfalt der in Deutschland genutzten 
Ansätze integrierter territorialer Entwicklung zu erfassen, wurden 
sechs Fallstudien ausgewählt. Ziel ist es, auf dieser Basis systematisch 
zu untersuchen, wie integrierte regionale Entwicklungsansätze im 
Rahmen der EU-Strukturfondsprogramme in der Praxis implementiert 
und kontextbezogen ausgestaltet werden (siehe Tabelle 1).

3

Bundesland Name Territoriales Instrument 

Baden-Württemberg (BW) RegioWin 2030 Sonstiges 

Brandenburg (BB) Just Transition Fund (JTF) 
Lausitz

Territoriales Programm  
des JTF (TJTP)

Niedersachsen (NI) Zukunftsregionen 
Niedersachsen 

ITI 

Nordrhein-Westfalen (NRW) Regio.NRW –

Schleswig-Holstein (SH) ITI-Westküste ITI

Sachsen-Anhalt (ST) CLLD Sachsen-Anhalt CLLD

Tabelle 1: Überblick der in der Studie untersuchten Fallstudien



⁸ Eine ausführlichere Version der Fallstudien ist auf der Website des Deutschen Verbands für Wohnungswesen, Städtebau und Raum-
ordnung unter https://www.deutscher-verband.org/aktivitaeten/studien.html abrufbar. 
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Die Fallstudien basieren auf Literaturanalysen so-
wie leitfadengestützten Interviews. Grundlage der 
Literaturanalyse waren neben der Sichtung von 
Sekundärliteratur insbesondere die Programm-
dokumente der Länderprogramme, wie zum 
Beispiel für den Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE), in denen unter anderem die 
Prioritäten und Spezifischen Ziele (SZ) für Maß-
nahmen in dem jeweiligen Bundesland definiert 
werden. Zur Validierung der Ergebnisse wurde 
ein Expertenworkshop durchgeführt. Ergänzend 
wurden Kurzporträts weiterer Ansätze erstellt, 
darunter der Stadt-Umland-Wettbewerb in Bran-
denburg und die Integrierte Regionalentwicklung 
(IRE) in Bayern (BY).

Das folgende Kapitel beschreibt in einem Quer-
schnittsvergleich, wie die in Deutschland 
untersuchten Programme Integrierter Regional-
entwicklungsansätze im Rahmen der EU-Struk-
turförderung umgesetzt wurden⁸. Ein Vergleich 
entlang zentraler Analysekategorien ermöglicht 
eine systematische und vergleichende Betrach-
tung der unterschiedlichen Ansätze integrierter 
Regionalentwicklung. Sie machen sichtbar, wie 
vielfältig die räumlichen Zuschnitte gewählt 
sind (Räumlicher Fokus), welche strategischen 
Schwerpunkte und Förderinstrumente zum Ein-
satz kommen (Strategien und Instrumente), wie 
Governance-Strukturen und Netzwerkprozesse 

ausgestaltet sind (Governance und Netzwerke) 
und in welchem Maße Erfahrungen gesammelt 
und Lernprozesse angestoßen wurden (Wissen, 
Erfahrungen und Lernprozesse). Dadurch 
lassen sich sowohl gemeinsame Muster als auch 
regionsspezifische Besonderheiten identifizieren, 
die wichtige Hinweise für die Weiterentwicklung 
integrierter Förderansätze im Rahmen der EU-
Strukturfondsprogramme liefern.

3.1 Räumlicher Fokus in der 
Regionalförderung: Zwischen 
funktionalen Räumen und 
administrativen Grenzen 

Die Fallstudien wurden im Hinblick auf ihre 
geografische Ausrichtung innerhalb der Bundes-
länder verglichen. Im Mittelpunkt dieser Ana-
lyse stehen Fragen zur Definition der jeweiligen 
Förderregionen. Dabei werden insbesondere die 
Kriterien für die regionale Abgrenzung, der Grad 
der flächendeckenden Abbildung im jeweiligen 
Bundesland, spezifische Vorgaben zur Größe 
der Regionen sowie deren strukturelle Merk-
male betrachtet. Zusammenfassend spiegelt die 
Analyse eine breit gefächerte Praxis regionaler 
Abgrenzung wider, in der sich normative Vorga-
ben, funktionale Logiken und politische Priori-
täten verbinden. Die in dieser Untersuchung 
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betrachteten Fallbeispiele bewegen sich in einem 
Spektrum, das von Kooperationen zwischen Ge-
bietskörperschaften über administrative Grenzen 
hinweg bis hin zu Partnerschaften zwischen Ins-
titutionen reicht, die durch funktionale Beziehun-
gen – etwa im Rahmen innovativer Wertschöp-
fungsketten – in Räumen verbunden sind. 

Eine Gemeinsamkeit zwischen den untersuch-
ten Länderprogrammen besteht darin, dass 
fast alle bestimmte funktionale Räume oder 
administrative Einheiten als Grundlage ihrer 
Regionalförderung definieren. Dabei ist häufig 
eine flexible Handhabung der Regionalgrenzen 
zu beobachten – etwa durch Kooperationen über 
Kreisgrenzen hinweg oder durch die Orientie-
rung an funktionalen Verflechtungen. So legt 
etwa Baden-Württemberg (BW) im Programm 
RegioWIN 2030 Wert auf funktionale Beziehun-
gen zwischen Zentren und Umland – ohne harte 
Vorgaben zur Größe, solange eine logische Ver-
knüpfung besteht. Ähnlich zeigt sich dies bei den 
Zukunftsregionen Niedersachsen (NI), an denen 
alle niedersächsischen Landkreise und kreisfrei-
en Städte teilnehmen können, sofern sie sich in 
regionalen Zusammenschlüssen aus mindestens 
zwei aneinandergrenzenden Gebietskörperschaf-
ten, also Landkreisen und kreisfreien Städten, 
organisieren. Unterschiede zeigen sich hingegen 
in der Genauigkeit und Striktheit der Vorgaben: 
Während manche Programme klare Mindest-
größen (z.B. 30.000 Einwohner oder bestimmte 
Kreisanzahlen) nennen, bleiben andere vage 
oder verzichten auf formelle Vorgaben. Entschei-
dend ist, dass über Verwaltungsgrenzen hinweg 
projektbezogene Strategien und funktionale 
Partnerschaften etabliert werden – etwa im Be-
reich der Wirtschaftsentwicklung, wie bei Regio.
NRW in Nordrhein-Westfalen, oder der Innova-
tionsförderung, wie im Programm RegioWin in 
Baden-Württemberg. 

Ein wesentlicher Unterschied liegt in der Ver-
pflichtung zur flächendeckenden Umsetzung: 
Sachsen-Anhalt (ST) verfolgt mit dem Programm 
CLLD ST einen umfassenden Ansatz, bei dem alle 
LAGs im Bundesland einbezogen sind. Ähnlich 
erfasst der RegioWin (BW) sämtliche NUTS-Re-
gionen Baden-Württembergs. Anders verhält  
es sich in Schleswig-Holstein (SH), wo mit dem 
Programm ITI Westküste nur bestimmte Kreise 
einbezogen werden – eine landesweite Abdeckung 
erfolgt hier nicht. Auch in Nordrhein-Westfalen 
(NRW) ist keine flächendeckende Umsetzung 
vorgesehen. Zwar können sich grundsätzlich in 
ganz Nordrhein-Westfalen Regionen mit eigenen 
Konzepten im Rahmen von Regio. NRW bewer-
ben, gefördert werden aber nur ausgewählte, 
funktional abgegrenzte Regionen – je nach 
Projektausrichtung. Bewerbungen von Projekten, 
die ganz NRW erfassen, sind nicht möglich. 
Damit entspricht dieser selektive Förderansatz 
dem Regelfall, wie er auch in anderen Bundes
ländern – etwa in Schleswig-Holstein (SH) mit  
der ITI-Westküste praktiziert wird.

Ergänzend ist festzuhalten, dass der räumliche 
Fokus der integrierten Regionalentwicklungsan-
sätze in Deutschland sehr unterschiedlich ausge-
prägt ist. Sowohl bei der Formulierung regionaler 
Entwicklungsstrategien als auch bei der Umset-
zung konkreter Projekte reicht das Spektrum von 
kleinräumigen bis hin zu großräumigen Ansätzen. 
Diese Vielfalt ist in zwei der drei Kategorien der 
territorialen Instrumente, in Integrierten Territo-
rialen Investitionen (ITI) und sonstigen Ansätze, 
zu beobachten.
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Die Wahl des jeweiligen räumlichen Zuschnitts 
hängt dabei von verschiedenen Faktoren ab, wie 
etwa den spezifischen Herausforderungen und 
Potenzialen der Region, der Verfügbarkeit von 
Akteuren und Ressourcen sowie der institutio-
nellen Rahmenbedingungen. Diese Flexibilität 
ermöglicht es, integrierte Regionalentwicklungs-
strategien passgenau auf lokale Gegebenheiten 
zuzuschneiden.

In Bezug auf strukturelle Schwächen der Regio-
nen wird deutlich, dass viele Programme einen 
Fokus auf wirtschaftlich benachteiligte oder 
demografisch schwache Räume legen. SH (ITI- 
Westküste) zielt auf strukturschwache Regionen 
ab, ST beschreibt diese als „überwiegend“ 
strukturschwach, NI differenziert zwischen 
Übergangs- und stärkeren Regionen. Auch im 
Rahmen der Integrierten Regionalentwicklung 
(IRE) in Bayern sollten 70 Prozent der Mittel an 
interkommunale Kooperationen in den struktur-
schwachen Landesteilen fließen. BW hingegen 
bewertet strukturelle Schwäche nicht als zentra-
les Auswahlkriterium, sondern erwähnt sie eher 
als begleitenden Aspekt und nicht als Schwer-
punkt. Interessant sind auch die Spielräume für 
überregionale Kooperationen: NI erlaubt explizit, 
dass Projektwirkungen auch außerhalb des 
Kernraums sichtbar sein dürfen. NRW geht noch 
weiter und akzeptiert Überschneidungen von 
Raumkulissen bei verschiedenen Projektideen, 
während es in ST strikt auf das jeweilige LAG- 
Gebiet begrenzt bleibt. Auch in SH waren Bezüge 
der Projekte zu ausgewählten Landesteilen 
außerhalb der Westküste möglich. Das zeigt, dass 
es teils deutliche Unterschiede in der Flexibilität 
gibt, mit der regionale Entwicklung gedacht wird.

Insgesamt lässt sich bewerten, dass die untersuch-
ten Programme sehr unterschiedlich mit dem 
räumlichen Fokus umgehen. Diese Varianz lässt 
sich sowohl als Ausdruck föderaler Gestaltungs-
spielräume als auch als bewusste Anpassung an 
spezifische regionale Herausforderungen verste-
hen. Daraus ergibt sich eine vielschichtige 
Förderlandschaft mit teils überlappenden, teils 
komplementären Raumbezügen. 
 



⁹ Eine SWOT-Analyse ist in diesem Zusammenhang ein strategisches Planungsinstrument, das die Stärken (‚Strengths‘), Schwächen 
(‚Weaknesses‘), Chancen (‚Opportunities‘) und Risiken (‚Threats‘) einer Region systematisch darstellt.
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Die zur Förderung ausgewählten regionalen 
Zusammenschlüsse sowie die geförderten Vor-
haben basieren auf regionalen Entwicklungs-
strategien oder -konzepten. Diese werden in 
partizipativen themen- und akteursübergrei-
fenden Strategieprozessen durch die Partner 
erstellt, die unter anderem auch Akteure aus 
Wissenschaft, Wirtschaft, Gesellschaft und 
Verwaltung einbeziehen. Sie beinhalten in der 
Regel eine SWOT-Analyse⁹, die Ableitung von 
Potenzialen und strategischen Zielen, die Ver-
einbarung von Handlungsfeldern, eine Priorisie-
rung und die darauf basierenden förderfähigen 
Vorhaben sowie die erwarteten Wirkungen 
bzw. Angaben zur Zielerreichung und dem 
Innovationsgrad. Ebenso sind mehr bis weniger 
detailliert die für die Umsetzung angelegten 
regionalen Verwaltungs- und Entscheidungs-
strukturen dargelegt. Dazu werden in Wett-
bewerbsaufrufen und Leitfäden entsprechende 
Qualitätskriterien festgelegt.

Für die Integrierten Territorialen Investitionen 
(ITI) in Schleswig-Holstein bestand sowohl ein 
übergeordneter strategischer Rahmen für die 
Gesamtregion Westküste als auch strategische 
Konzepte für die Fördervorhaben in den für die 
Förderung ausgewählten Teilregionen. Dagegen 
basiert der Einsatz des Fonds für den gerechten 
Übergang (Just Transition Fonds, JTF) in der 
Brandenburger Lausitz auf Basis eines einzigen 
„Territorialen Übergangsplans Lausitzer Revier 
2021–2027“, der unter intensiver Beteiligung 
vielfältiger regionaler Stakeholder in Form 
unterschiedlichster Partizipationsformate sowie 
mithilfe von Analysen und Studien durch das 
Land erarbeitet wurde. Weitergehende strate-
gische Konzepte für Teilregionen bestehen dort 
nicht.

Lediglich der Stadt-Umland-Wettbewerb (SUW) 
in Brandenburg in der vergangenen Förder-
periode sowie Regio.NRW verzichten auf 
eine eigene Strategieerstellung. Für den SUW 
mussten die interkommunalen Kooperationen 
in einem Antragsformular bestehende regionale 
oder kommunale Strategien oder Konzepte auf-
führen, aus denen die gemeinsam für eine För-
derung vorgeschlagenen Maßnahmen abgeleitet 
waren. Nachdem der Regio.NRW für das EFRE-
Programm 2014 bis 2020 noch eine gesonderte 
Strategieerstellung vorsah, müssen sich Förder-
vorhaben in der aktuellen Förderperiode nur 
mehr auf eine zusammenhängende regionale 
Raumkulisse beziehen. Die regionalstrategische 
Einbettung und Wirkung ist anhand bestehen-
der regionaler Strategiekonzepte nachzuweisen, 
von denen im Land bereits vielfältige bestehen, 
da eine längere Tradition an regionalisierten 
Förderansätzen besteht, u.a. die „Regionalen“.

Die Strategien und insbesondere die aus diesen 
abgeleiteten, aus den EU-Fonds geförderten 
Vorhaben zeichnen sich je nach Bundesland 
durch eine unterschiedlich starke thematische 
Fokussierung bzw. Eingrenzung aus. Ener-
gieeffizienz und CO₂-Einsparungen spielen 
durchgängig eine Rolle. Baden-Württemberg, 
Nordrhein-Westfalen und der JTF in Branden-
burg setzen dabei einen weiteren Schwerpunkt 
auf Wirtschafts- und Innovationsförderung. 
Am engsten erfolgt die inhaltliche Eingrenzung 
auf wettbewerbsfähige, innovative und nach-
haltige Wirtschaft bei RegioWIN. Regio.NRW 
bedient wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit 
und Innovationskraft z.B. durch Wissens- und 
Technologietransfer in die unternehmerische 
Anwendung, Kreislaufwirtschaft, klimagerech-
te urbane Energielösungen sowie Klimaanpas-
sung. Der JTF für die Brandenburger Lausitz 

3.2 Strategien und Instrumente in  
der integrierten Regionalentwicklung
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kann neben der Wirtschaftsförderung ergän-
zend auch zum Ausbau der digitalen Infrastruk-
tur, für Qualifizierung und Weiterbildung, für 
regionale Mobilität sowie zur Renaturierung 
von Flächen und Gewässern genutzt werden. 
Allerdings wurde der EFRE/JTF thematisch 
eng fokussiert, da für weitere Handlungsfelder 
deutlich mehr Bundes- und Landesmittel zur 
Verfügung stehen.

Schleswig-Holstein kombinierte Erneuerbare 
Energien und Energieeffizienz (auch in öffent-
lichen Infrastrukturen und Gebäuden) mit 
ressourcenschonendem Tourismus durch die Be-
wahrung, den Schutz und die Entwicklung des 
Natur- und Kulturerbes. Möglich waren auch 
Maßnahmen zur Verbesserung des städtischen 
Umfelds, zur Wiederbelebung von Stadtzent-
ren, zur Sanierung und Dekontaminierung von 
Industriebrachen sowie zur Verringerung der 
Luftverschmutzung und Lärmminderung, wozu 
aber schließlich keine Konzepte umgesetzt 
wurden, weil die Regionen zwei Interventions-
bereiche aus dem Katalog auswählen sollten. 
In Bayern liegt der Schwerpunkt ebenfalls auf 
städtebaulich-investiven Vorhaben zur Brach-
flächensanierung, zur Energieeffizienz und -ver-
sorgung öffentlicher Gebäude, für Kultur- und 
Naturerbe und die Verbesserung grüner Infra-
strukturen, inkl. Grün- und Erholungsanlagen. 
Beim SUW in Brandenburg waren Fördermaß-
nahmen zum Umweltschutz und zur Ressour-
ceneffizienz möglich (inklusive Brachensanie-
rung, Hochwasserschutz, und Entwicklung 
ökologischer Räume). Hinzu kamen Maßnah-
men zur sozialen Inklusion (inklusive Schulen 
und Beschäftigungsintegration Geflüchteter) 
sowie zur Reduktion von CO₂-Emissionen und 
zur Steigerung der Energieeffizienz.

Die thematisch breitesten Ansätze ermöglichen 
Sachsen-Anhalt mit dem CLLD-Ansatz und  
die niedersächsischen Zukunftsregionen. Dabei 
unterstützt der CLLD eher lokalere und klein-
teiligere Vorhaben, während die Zukunftsregio-
nen stärker übergreifende regionale Verbund-
vorhaben fördern. In Sachsen-Anhalt sind 
investive und nicht-investive Maßnahmen  
zu faktisch sämtlichen Themen der ländlichen, 
oder städtischen Entwicklung möglich, von 
Altlastensanierung und Bodenschutz sowie 
Gebäude- und Infrastrukturinvestitionen für 
Daseinsvorsorge, Freizeit, Kultur und Touris-
mus, über die Begleitung des demografischen 
Wandels und lokalem Klimaschutz bis hin  
zu regionalen Produkten von Klein- und 
Kleinstunternehmen. Der Spielraum der 
Regionen ist damit sehr groß und es besteht  
ein hohes Maß an Flexibilität, um auf regionale 
Bedarfe zu reagieren. Zudem gibt es keine 
inhaltlichen Vorgaben des Bundeslandes im 
Hinblick auf Fördertatbestände oder Interven-
tionskategorien. In Niedersachsen müssen  
sich die „Zukunftskonzepte“ auf zwei von sechs 
Schwerpunktthemen fokussieren: Regionale 
Innovationsfähigkeit, CO2-arme Gesellschaft 
und Kreislaufwirtschaft, biologische Vielfalt 
und funktionierende Naturräume, Wandel der 
Arbeitswelt, Chancengleichheit und gesell-
schaftliche Teilhabe, Gesundheitsversorgung 
sowie Pflege, Kultur und Freizeit.

Die thematische Bandbreite ist dabei von der 
Programmierung abhängig und inwieweit die 
Bundesländer Mittel aus EFRE, ESF und ELER 
sowie aus unterschiedlichen thematischen 
Investitionsprioritäten (als elf Thematische 
Ziele – TZ – in der Förderperiode 2014–2020 
bzw. als 5 Politische Ziele -PZ- in der aktuellen 
Förderperiode bezeichnet) kombinieren. 
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In der aktuellen Förderperiode bot zudem das 
PZ 5 „ein bürgernahes Europa” sehr breite Mög-
lichkeiten zur Förderung lokaler und regionaler 
Vorhaben. Dafür sind einerseits Anforderun-
gen durch den Verordnungsrahmen relevant, 
wie zum Beispiel durch das „earmarking“ von 
Mittelanteilen für bestimmte europapolitische 
Schwerpunktthemen (wie wirtschaftliche 
Wettbewerbsfähigkeit oder der “Green Deal”), 
sowie die grundsätzlich erwünschte themati-
sche Konzentration, was vor allem bei geringen 
Gesamtmitteln den Spielraum für thematisch 
breitere Ansätze einengt. Ebenso ist die vor-
herige indikative Zuordnung der Mittelverwen-
dung auf TZ/PZ und eine darauf ausgerichtete 
Indikatorik für thematisch flexible regional 
Ansätze herausfordernd. Andererseits sind aber 
insbesondere auch landes- und fachpolitische 
Schwerpunktsetzungen der zuständigen Fach-
ressorts mit entscheidend. So ist es relevant, 
ob eher eine sektorspezifische Schwerpunkt-
setzung, zum Beispiel auf Wirtschafts- und 
Innovationsförderung oder auf städtebaulich-
investive Vorhaben verfolgt wird oder ob den 
Regionen breitere Fördermöglichkeiten zur 
eigenständigen Auswahl eingeräumt werden. 

So nutzt Niedersachsen über ein ITI die kom-
plette Bandbreite der Fördermöglichkeiten des 
EFRE-/ESF-Multifondsprogramms über eine 
Förderrichtlinie, bezieht aber den Leader-An-
satz nicht ein. Gleichzeitig mussten sich die För-
dertatbestände der Zukunftsregionen von den 
aus dem Multifondsprogramm ebenfalls finan-
zierten Sektorprogrammen abgrenzen. Daher 
sind etwa direkte Unternehmensförderungen 
innerhalb der Zukunftsregionen nicht mög-
lich, sondern nur regionale Verbundvorhaben, 
Technologietransfer etc. Der sachsen-anhalti-
nische CLLD-Ansatz kombiniert die Möglich-
keiten von ELER, EFRE und ESF, wozu jeweils 
gesonderte Richtlinien bestehen. Es wären aber 
auch fondsübergreifende Projektförderungen 

möglich, welche aufgrund fehlender Bekannt-
heit aber noch nicht genutzt werden. Auch der 
SUW in Brandenburg kombinierte – ohne Nut-
zung von CLLD - alle drei Fonds. Diese waren in 
der Umsetzung jedoch jeweils mit unterschied-
lichen Projektentwicklungs-, Entscheidungs- 
und Genehmigungsverfahren und -strukturen 
versehen. Der ESF wurde zudem nur für sehr 
spezifische Maßnahmen zur Flüchtlingsinteg-
ration mit geringem Volumen eingesetzt. Alle 
anderen Bundesländer bündeln einzelne PZ/TZ 
aus dem EFRE-Programm.

Für die Strategieumsetzung erweist es sich 
je nach Region als unterschiedlich heraus-
fordernd, aus den entwickelten strategischen 
Ansätzen tatsächlich investive und nicht-inves-
tive Vorhaben zu generieren, die innerhalb der 
Programmlaufzeit durch EU-Fördermittel um-
gesetzt werden können. Bereits für die Auswahl 
der Strategien sind deshalb möglichst realisier-
bare Projektideen und Maßnahmen relevant. 
Insgesamt benötigen die Regionen zur Pro-
jektgenerierung teils umfassende Beratungen, 
Unterstützung und Begleitung. Die Schwierig-
keiten und Verzögerungen hängen auch damit 
zusammen, dass zu Beginn und teils sogar noch 
zum Abschluss der Verfahren für die Strate-
gieentwicklung und Auswahl der geförderten 
Regionen bzw. Strategien mit ihren vorläufigen 
Projektideen die Förderrichtlinien oder weitere 
Rahmensetzungen noch nicht verbindlich fest-
standen und veröffentlicht waren. Somit sind 
in den Strategien teilweise Vorhaben angelegt, 
die sich vor allem bei einer starken themati-
schen Eingrenzung später als nicht förderfähig 
erweisen. In fast allen Bundesländern erfolgt 
zwar die Entwicklung von Fördervorhaben auf 
Basis der Strategie durch die regionalen Akteu-
re – in Niedersachsen entscheiden diese auch 
eigenständig über die Förderwürdigkeit – also 
welche Vorhaben aus den eingereichten Ideen 
im Rahmen des indikativen regionalen Budgets 



DIE TERRITORIALE DIMENSION DER EU-STRUKTURPOLITIK IN DEUTSCHLAND:  

ANALYSE, BEWERTUNG UND HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN  FÜR DIE EU-FÖRDERPERIODE 2028–2034

19

tatsächlich gefördert werden sollen. Die letztli-
che Prüfung der Förderfähigkeit und die Geneh-
migung wird durch Bewilligungsstellen oder 
zwischengeschaltete Stellen durchgeführt

So war es in der ersten Phase des RegioWIN 
zum Beispiel problematisch, ohne konkretere 
Vorhaben in den regionalen Entwicklungsstra-
tegien tatsächlich Förderprojekte zu erreichen. 
In der aktuellen Förderperiode ist der Prozess 
nun so gestaltet, dass bereits in den Strategien 
enthaltene Leuchtturmprojekte eine hohe Qua-
lität und Passgenauigkeit aufweisen, wodurch 
diese Vorhaben auch gefördert werden können. 
Für regional bedeutsame Maßnahmen aus den 
Entwicklungsstrategien, die nicht durch den 
EFRE gefördert werden können, versucht das 
Land die Förderung aus Bundes- und Landes-
programmen zu ermöglichen. Auch die Umset-
zung des ITI-Westküste oder von IRE Bayern 
hatten damit zu kämpfen, dass teils weniger als 
die avisierten Vorhaben tatsächlich gefördert 
werden konnten. In einigen Fällen verschoben 
sich, aufgrund der langen Zeiträume zwischen 
Strategieentwicklung und Projektumsetzung, 
auch politische Prioritäten und Zielsetzungen 
auf regionaler Ebene. Zudem konnten Ko-Fi-
nanzierungen nicht gesichert werden oder 
Projektideen erwiesen sich als nicht tragfähig 
umsetzbar.

Die lange Dauer und der hohe Aufwand für 
die regionale Strategieerstellung und -auswahl, 
ebenso wie für die Entwicklung, Qualifizierung 
und Antragstellung konkreter Förderprojek-
te bis hin zur letztlichen Genehmigung und 
Bewilligung werden insgesamt als Problem 
identifiziert. Aus Sicht der Regionen traf dies 
insbesondere zu, wenn dem hohen Aufwand nur 
geringe, tatsächlich gesicherte Förderprojekte 
und -volumen gegenüberstehen. Teilweise fehl-
ten gerade leistungsschwächeren Kommunen 
auch die Kapazitäten. Die Begleitung, Beratung 

sowie Qualifizierung durch übergeordnete 
Stellen waren unterschiedlich intensiv aus-
geprägt. Ebenso gewährten nicht alle Bundes-
länder eine finanzielle Unterstützung bei der 
Strategieentwicklung.

Gleichzeitig werden der Strategieprozess sowie 
die gemeinsame Entwicklung und Abstim-
mung von Projekten, insbesondere bei neueren 
regionalen Zusammenschlüssen, als elementar 
und sehr wertvoll angesehen. Er trägt wesent-
lich zum Aufbau, zur Etablierung und Festigung 
einer echten Zusammenarbeit bei, verbessert  
die Koordination und Interessenmoderation 
in den Regionen und liefert Antworten auf 
tatsächlich gemeinsam festgestellte regionale 
Bedarfe. Aus Sicht der Regionen muss dieser 
Aufwand allerdings in einem angemessenen 
Verhältnis zum Ertrag an Fördermitteln für 
regional wichtige Projekte stehen. Aus diesem 
Grund ist es entscheidend, dass nach der Aus-
wahl der Regionen mit ihren Strategien, diesen 
auch möglichst verbindliche Förderbudgets 
zugewiesen werden. Ebenso wichtig ist, dass sie 
die Hoheit über die Auswahl förderwürdiger 
Projekte erhalten und sich die Bewilligungsbe-
hörden lediglich auf die Bewertung der Förder-
fähigkeit beschränken. Diesen Weg verfolgen 
Niedersachsen mit den Zukunftsregionen sowie 
Sachsen-Anhalt mit dem CLLD-Ansatz. 

Auch aus Perspektive der programmverant-
wortlichen Stellen ist die rechtzeitige Mittel-
bindung und -absorption für umsetzungsfähige 
Fördervorhaben ebenso bedeutsam. Insofern 
muss für langfristig erfolgreiche territoriale 
Ansätze, die die regionale Zusammenarbeit stär-
ken, eine Balance gefunden werden: Einerseits 
gilt es die regionale Zusammenarbeit mit ent-
sprechenden gemeinsam getragenen Strukturen 
und Prozessen als Wert an sich zu etablieren. 
Andererseits ist es notwendig, dass die regiona-
len Verbünde in dem begrenztem Zeitrahmen 
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auch tatsächlich ausreichend zwischen den 
Partnern abgestimmte, umsetzbare und förder-
fähige Projekte generieren und umsetzen, um 
die für den territorialen Ansatz vorgesehenen 
Mittel innerhalb der gewählten Förderpriori-
täten möglichst rasch zu binden und zu veraus-
gaben. Nur so lassen sich territoriale Ansätze 
auch in Konkurrenz zur sektoralen Förderung 
politisch stärken. 

3.3 Governance und Netzwerke

In der Analysekategorie „Governance und Netz-
werke“ wird betrachtet, welche Netzwerke die 
regionale Strategie tragen, wie das Zusammen-
spiel mit der Landesebene organisiert ist und 
welche Bedingungen für die Umsetzung der 
Förderung gelten.

Die Netzwerke, die in den Regionen die in-
tegrierte Strategie tragen und umsetzen, 
haben unterschiedlichen Zuschnitt. Folgende 
Akteursgruppen spielen eine zentrale Rolle: 
Kommunale Gebietskörperschaften und ihre 
Verwaltungen sind in allen Partnerschaften 
vertreten, da sie insgesamt eine zentrale Rolle 
spielen. Weitere wichtige Akteursgruppen sind 
Forschungseinrichtungen (SH, NRW, BW, BB), 
sowie Unternehmen oder Unternehmensver-
bände (SH, NRW, BW, NI, BB). Dabei ergibt 
sich die Rolle einzelner Akteursgruppen teils 
aus der inhaltlichen Ausrichtung der jeweili-
gen Strategien: RegioWin in BW ist stark auf 
Innovationsförderung orientiert, der JTF in 
Brandenburg zielt auf den Strukturwandel. In 
SH sind insbesondere auch Tourismus- oder 
Naturschutzverbände involviert. Ein Spezialfall 
hinsichtlich der Netzwerkeigenschaften ist der 
CLLD-Ansatz aus ST: Nur hier wird eine aus-
gewogene und repräsentative Beteiligung einer 
großen Bandbreite gesellschaftlicher Akteure 

gefordert, einschließlich Vereine, Bürger und 
Bürgerinitiativen. Derartige Anforderungen an 
die Beteiligung der Zivilgesellschaft werden 
in anderen Netzwerken nicht gestellt. CLLD 
ist auch der Fall, in dem am umfassendsten 
Anforderungen für die Netzwerkkooperation 
formuliert werden, z.B. Repräsentativität und 
Offenheit für neue Akteure. 

Die Ansätze der Bundesländer unterscheiden 
sich auch dahingehend, ob sie auf bereits be-
stehende regionale Netzwerke aufbauen, oder 
gezielt die Entwicklung neuer Netzwerke 
unterstützen. Alle Ansätze integrierter regiona-
ler Strategien können zumindest in Teilen auf 
bereits länger etablierte Netzwerke aufbauen. 
Alle Ansätze können aber auch neue Netzwerke 
aufnehmen. Nur in einigen Fällen sind die An-
sätze aber explizit darauf angelegt, auch neue 
Netzwerke zu erreichen, z.B. Ausweitung des 
CLLD-Ansatzes auf städtische Gebiete in ST, 
landesweite Abdeckung der Zukunftsregionen 
in NI. 

Die Ansätze variieren hinsichtlich der Unter-
stützung der Netzwerkarbeit. In der Regel 
umfassen sie keine Förderung des Netzwerkma-
nagements (NRW, BW, BB); in einem Fall (SH) 
wurde den Akteuren zwar eine Unterstützung 
während der Strategieentwicklungsphase ge-
währt, jedoch nicht in der anschließenden Um-
setzungsphase fortgeführt. Vollständig in den 
Förderansatz integriert sind nur die Netzwerk-
Manager der LAG im CLLD-Ansatz von ST, 
sowie die Förderung von Regionalmanagement 
und Steuerungsgruppe bei der Förderung der 
Zukunftsregionen in NI. Unabhängig von der 
Unterstützung der Netzwerkarbeit werden die 
Aufwände für die Strategieerstellung in einem 
Teil der Ansätze übernommen (SH, ST, NI), in 
den anderen Fällen nicht (NRW, BW, BB). 
Insgesamt sind die Ansätze hinsichtlich der 
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Unterstützung der Netzwerke unterschiedlich. 
ST und NI wollen neben bestehenden auch neue 
Netzwerke unterstützen und flankieren dies mit 
einer Förderung von Netzwerkmanagement und 
Strategien. Weder das Netzwerkmanagement 
noch die Strategieentwicklung werden in NRW, 
BW und BB gefördert. Der Ansatz von SH um-
fasste eine zeitlich begrenzte Unterstützung 
des Netzwerkmanagements in der Phase der 
Strategieerstellung. 

Hinsichtlich des Zusammenspiels zwischen 
Landesebene und regionaler Ebene werden 
mit Ausnahme des JTF und NRWs durchgän-
gig zweistufige Verfahren umgesetzt: In einer 
ersten Stufe erfolgt die Auswahl der Strategien 
oder Konzepte. Die Gestaltung dieser Phase 
variiert hinsichtlich der Nutzung von Wett-
bewerbselementen. Während in ST und SH 
beispielsweise ein zweistufiger Wettbewerb 
vorgesehen ist, wird in NI die erste Phase als 
Formierungsphase der „Zukunftsregionen“ 
gefasst – mit dem Ziel, diese Regionen flächen-
deckend anzustoßen. Ein Spezialfall ist NRW, 
wo auf bestehende Strategien zurückgegriffen 
wird. Phase zwei umfasst die Entwicklung und 
Bewilligung der Projekte. Im Fall des JTF wird 
die Strategieentwicklung stärker von der Lan-
desebene gesteuert. Der Strategieprozess erfolgt 
hier unter Koordination durch das Land.

Nur im Fall des CLLD in Sachsen-Anhalt wird 
die Projektauswahl, bestehend aus Förderwür-
digkeits- und Förderfähigkeitsprüfung, kom-
plett auf die regionale Ebene delegiert. Im Fall 
der Zukunftsregionen in NI wird die Förder-
würdigkeit auf Ebene der Region geprüft. In ST, 
NRW, SH und BW erfolgt auch die Förderwür-
digkeitsprüfung auf Landesebene, im Fall von 
NRW ist ein Gutachtergremium eingebunden. 
Die Förderfähigkeitsprüfung erfolgt in jedem 
Fall auf Landesebene. Für den JTF werden 
ebenfalls Förderwürdigkeit und -fähigkeit 

auf Landesebene geprüft. Die Bewilligungen 
erfolgen dann in den meisten Fällen durch die 
im jeweiligen Land zuständige Bewilligungs-
stelle (meist Investitionsbanken, teils auch 
Bezirksregierungen).

Hinsichtlich der Fördergrundlage sind unter-
schiedliche Herangehensweisen erkennbar: in 
ST, SH und BB werden bestehende fachpoli-
tische Richtlinien genutzt. In NRW und BW 
wurden spezifische Förderrichtlinien für die 
EFRE-Förderung erarbeitet, die Fördergrundla-
ge sind. In ST wurden jeweils spezifische Richt-
linien für EFRE- und ESF-CLLD erarbeitet. NI 
fördert die Umsetzungsprojekte der Regionen 
im Rahmen einer integrierten Richtlinie, hat 
aber für das Regionalmanagement eine eigene 
Richtlinie erlassen.

3.4 Das Generieren von Wissen 
und Erfahrungen 

In der Analysekategorie „Wissen“ wird betrach-
tet, inwieweit in den Regionen Lernprozesse 
angestoßen worden sind. Die Integration von 
territorialem Wissen kommt durch den intensi-
vierten Austausch zwischen Akteuren zustande, 
die enger als bisher kooperieren. Die Annahme 
ist, dass dieser intensivierte Austausch Lern-
prozesse ermöglicht, wenn für das Lernen 
geeignete Mechanismen und Austauschformate 
geschaffen werden (Van der Zwet et al. 2017).

Integrierte territoriale Entwicklungspolitiken 
erfordern grundsätzlich das Zusammenwirken 
von lokalen und nationalen Ideen und Wissen. 
Dies kann aber unterschiedlich organisiert sein: 
a) als ‚top-down‘-Ansatz, indem der Anstoß und 
der Rahmen von der zentralen Ebene kommen 
und b) als bottom-up-Ansatz, bei dem vor allem 
die lokale Ebene als Treiber der Entwicklung 
agiert (Van der Zwet et al. 2017, S. 40). 
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Mit Ausnahme des JTF (BB) werden in allen 
Fallstudien die Strategien ‚bottom-up‘, d.h. von 
regionalen bzw. lokalen Akteuren erstellt. Beim 
JTF wurde von der Landesebene eine Strategie 
für die gesamte Lausitz erstellt, die an regionale 
Entwicklungsstrategien anknüpft. 

Für die Lernprozesse macht es einen Unter-
schied, ob neue Strategien erstellt oder aus-
schließlich an bestehende Strategien ange-
knüpft wird. Hier zeigt sich in den Fallstudien 
ein gemischtes Bild: Während in den beiden 
territorialen Instrumenten ITI- Westküste 
(SH), CLLD ST und außerdem in RegioWIN 
2030 (BW) neue Strategien entwickelt wurden, 
greifen alle anderen Beispiele auf bestehende 
Strategien zurück. Dies ist jedoch unterschied-
lich ausgeprägt. In NRW bewerben sich regio-
nale Zusammenschlüsse als Projekt mit Bezug 
zu bestehenden regionalen Entwicklungsstrate-
gien und unter Einbindung regionaler Akteure. 
In NI mussten sich die Zukunftskonzepte an 
den Regionalen Handlungsstrategien des jewei-
ligen Amtes für regionale Landesentwicklung 
orientieren, die den strategischen Rahmen der 
prioritären Entwicklungsziele für den gesamten 
Amtsbezirk abbilden. Die Wahrscheinlichkeit 
von Lernprozessen über die Strategieerstellung 
variiert entsprechend. In NRW beschränken 
sich die Lernprozesse auf das jeweilige Pro-
jektkonsortium. Die Lerneffekte waren ins-
besondere in SH auf die Phase der eigentlichen 
Strategieerstellung in der Wettbewerbsphase 
begrenzt, weil die Konzepte danach nur wenig 
handlungsleitend waren.

Eine andere Art von Lernprozessen wird über 
die thematische Verknüpfung von Fachpolitiken 
angestoßen. In SH wurden die Themenbereiche 
der Energiepolitik und Tourismus miteinan-
der verknüpft. In ST liegt die Erstellung von 

Projektaufrufen in der Hand der jeweiligen 
LAG, die entsprechend der jeweiligen Ent-
wicklungsstrategie Themengebiete flexibel 
verknüpfen kann. In NRW wird die Verknüp-
fung verschiedener Themen nicht explizit 
gefordert, kann aber bei der Erstellung von 
Projektskizzen fallweise auftreten. Die Aus-
nahme ist hier der JTF in der Lausitz (BB), bei 
dem sich im Territorialen Entwicklungsplan 
(TJTP) relativ stark getrennt voneinander auf 
einzelne Fachpolitiken konzentriert wird (z.B. 
Unternehmensförderung).

In allen Fallstudien sind jedoch Lernprozesse 
auf Projektebene zu beobachten, indem inno-
vative und integrierte Projektideen entwickelt 
und neue lokale Beteiligte einbezogen werden. 

Für das überregionale Lernen werden in man-
chen Bundesländern Austauschformate und 
Netzwerke der beteiligten Regionen organisiert 
(ST, BW, NI). In anderen Regionen fehlen sie 
(NRW) oder werden außerhalb des Instruments 
organisiert (SH, BB).
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Empfehlungen zur Stärkung „territorialer Ansätze“  
im Rahmen der EU-Strukturpolitik in Deutschland  
und Europa

Die folgenden Empfehlungen richten sich an Entscheidungsträgerinnen 
und -träger, Verwaltungsfachleute sowie Praktikerinnen und Praktiker 
in EU-Institutionen sowie in Bund und Bundesländern, die die Struk-
turpolitik nach 2027 ausgestalten. Sie bauen auf der Erfahrung auf, 
dass „territoriale Ansätze“, die die unterschiedlichen Bedürfnisse von 
Regionen berücksichtigen, wirtschaftliche, soziale und ökologische 
Disparitäten wirksam mindern können. Sie können darüber hinaus 
auch dazu beitragen, die EU-Mittel insgesamt effizienter einzusetzen 
und ihren Beitrag auch zur Erreichung von EU-Zielen zu stärken. Ihr 
Potenzial entfalten sie jedoch nur dann vollständig, wenn europäische, 
nationale und regionale Rechts- und Finanzrahmen genügend Flexibili-
tät, Kohärenz und Planungssicherheit bieten und die Spielräume für 
integrierte territoriale Ansätze auf nationaler und regionaler Ebene 
auch genutzt werden.

4
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Territoriale Dimension festschreiben

Die territoriale Diversität Europas, von dich-
ten Metropolräumen über mittelgroße Städte 
bis hin zu ländlichen, peripheren und grenz-
überschreitenden Regionen, verlangt, dass die 
EU-Kohäsions- und Strukturpolitik auch nach 
2027 die territoriale Dimension verbindlich ver-
ankert. Ein klar ortsbezogenes („place-based“) 
Vorgehen kann räumlich spezifische Heraus-
forderungen wirksam adressieren und durch die 
Mobilisierung regionaler Akteure gleichzeitig 
die Potenziale jedes Gebietes erschließen. Um 
der regionalen Vielfalt gerecht zu werden, sollte 
der künftige EU-Verordnungsrahmen die drei 
in Artikel 28ff vorgesehenen Instrumenten-
kategorien (ITI, CLLD und sonstige Initiativen) 
fortführen. Insbesondere sollte die Kategorie 
„sonstiges territoriales Instrument“ erhalten 
bleiben, da sie Raum für nationale oder regio-
nale Eigenlösungen schafft, die mit EU-Mitteln 
kofinanziert werden können, sofern sie vorgege-
benen Mindestanforderungen genügen. Gerade 
die Aufnahme dieses „sonstigen Instruments“ 
sichert die Flexibilität, die als Schlüssel angese-
hen wird, um bewährte Modelle in die Kohä-
sionspolitik einzubinden.

Breiten thematischen Förderkanon 
ermöglichen

Es ist zentral, einen möglichst breiten themati-
schen Kanon an Fördergegenständen zu ermög-
lichen, aus dem die Regionen - unter einer aus 
der Region heraus entwickelten strategischen 
Fokussierung - Fördervorhaben entwickeln kön-
nen. Hierfür ist das in der laufenden Struktur-
fondsperiode bestehende Politische Ziel 5 (PZ) 
„ein bürgernahes Europa“ gut geeignet, da aus 
einer Investitionspriorität ganz unterschied-
liche Vorhaben einer integrierten territorialen 
Strategie gefördert werden können und dafür 
nicht verschiedene, eher auf sektoralen Logiken 
basierende, andere Politische Ziele kombiniert 
werden müssen. In der Vergangenheit wurde 
die Nutzung eines breiten territorialen Ziels je-
doch durch das ‘earmarking’ von Mindestantei-
len für sektorale politische Schwerpunkte wie 
den Green Deal, eingeschränkt. Sofern künftig 
ein sektorales ‘earmarking’ geplant ist, sollte 
sichergestellt werden, dass genügend finanzielle 
Spielräume für integrierte territoriale Ansätze 
bleiben.

Der kommende EU-Förderrahmen sollte gezielt 
darauf ausgerichtet sein, die Potenziale inte-
grierter räumlicher Planung systematisch zu 
stärken und nutzbar zu machen. 

4.1 Empfehlungen zur Gestaltung des neuen  
EU-Verordnungsrahmens (2028–2034)
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Anstelle einer weiterhin dominierenden 
sektoralen Handlungslogik sollten EU-Mittel 
künftig verstärkt auf Basis integrierter ter-
ritorialer Strategien eingesetzt werden. Dies 
ermöglicht es, die zunehmend komplexen und 
vielschichtigen Herausforderungen der Regio-
nalentwicklung wirksam zu bewältigen, indem 
Lösungen entwickelt werden, die verschiedene 
Politikfelder und Handlungsebenen miteinan-
der verknüpfen. Die Förderung integrierter An-
sätze sollte daher eines der zentralen Ziele der 
Kohäsionspolitik nach 2027 sein, unterstützt 
durch eine flexiblere Ausgestaltung der Förder-
instrumente, eine verbesserte sektorübergrei-
fende Koordination sowie gezielte Anreize für 
interkommunale und regionale Kooperationen.

Flexible Raumkulissen bewahren

Die künftige EU-Strukturfondsförderung 
sollte den bewährten Ansatz flexibler Raum-
kulissen einer territorialen Zusammenarbeit 
ausdrücklich unterstützen und konsequent 
nutzen: Da sich territoriale Entwicklung meist 
nicht innerhalb der bestehenden kommunalen 
Gebietskörperschaften gestalten lässt, sind Ver-
waltungsgrenzen überschreitende Regionen, die 
durch die Partner selbst auf Basis bestimmter 
Kriterien festgelegt werden, sei es durch funk-
tionale Zusammenhänge – also jene Räume, die 
sich durch mögliche Pendler-, Innovations- oder 
Wertschöpfungsverflechtungen auszeichnen - 
als legitime Förderkulissen anzuerkennen. Der 
EU-Rechtsrahmen lässt dies bereits zu und soll-
te von den Mitgliedstaaten oder Bundesländern 
nicht eingeschränkt werden: Unter dem Poli-
tischen Ziel 5 können alle Mitgliedstaaten bei-
spielsweise ihre territorialen Strategien genau 
auf solche funktionalen Gebiete zuschneiden. 

Auf bewährte integrierte Territorialstrategien 
aufbauen

Die territoriale Entwicklungsförderungen sollte 
grundsätzlich auf einer fundierten strategi-
schen Grundlage erfolgen, auf Basis neuer oder 
aktualisierter Konzepte. Die Erstellung eines 
neuen gemeinsamen Entwicklungskonzepts 
sollte jedoch nur dann notwendig sein, wenn 
keine aktuellen Konzepte vorliegen. Deshalb 
sollte der kommende EU-Verordnungsrahmen 
sich darauf konzentrieren, die territoriale Um-
setzung und Wirkung der Strukturfonds zu 
stärken, anstatt die Formulierung von neuen 
lokalen bzw. regionalen Strategien als zwin-
gende Voraussetzung für die Förderung vor-
zuschreiben. So können manche Regionen auf 
Basis bestehender oder aktualisierter Konzepte 
und Kooperationsstrukturen rascher konkrete 
Fördervorhaben auf den Weg bringen, während 
andere erst noch konzeptionelle Grundlagen 
und Strukturen der regionalen Zusammenarbeit 
erstellen, was der Mittelabsorption zuträglich 
ist und dennoch Regionen mit unterschiedli-
chem Kooperationsgrad einbezieht.

Strategieentwicklung und 
Regionalmanagement fördern

Insbesondere sich neu bildende oder erst seit 
kurzem bestehende regionale Zusammen-
schlüsse benötigen sowohl für die gemeinsame 
Strategieentwicklung als auch für das Ma-
nagement der regionalen Zusammenarbeit eine 
finanzielle Unterstützung. Deshalb sollte, wie 
dies für CLLD bereits der Fall ist (25 Prozent 
des regionalen Budgets), für alle drei Kategorien 
der territorialen Instrumente in der Verordnung 
festgehalten sein, dass Strategieentwicklung 
und Regionalmanagement gefördert werden 
können. Dies erscheint in Bezug auf  
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die Programmverwaltung ein einfacherer Weg 
zu sein, als dies beispielsweise über die Techni-
sche Hilfe umzusetzen und ist auch sachgerech-
ter, da die Mittel zum Aufbau und Entwicklung 
von Governance Strukturen für die territoriale 
Entwicklung und die Generierung regionaler 
Förderprojekte verwendet werden. 

Formale Spielräume erweitern

Derzeit ist der Verordnungsrahmen mit seinen 
Vorgaben zur Programmierung, Mittelallo-
kation auf Politische Ziele sowie Zielmessung 
und Indikatorik stark auf eine Sektorlogik 
ausgerichtet. Dies erschwert die Nutzung für 
integrierte territoriale Handlungsansätze, da 
Mittel auf PZ aufgeteilt werden müssen und 
mit einer kleinteiligen Indikatorik, detaillier-
ten Zielsystemen und lückenlosen Nachweisen 
von Beiträgen zu Interventionskategorien und 
Indikatoren versehen sind. In der Praxis lenkt 
dieser Formaldruck die Aufmerksamkeit von 
inhaltlichen Zielen auf Formularpflichten – 
Projektträger sprechen bereits von „Förderbüro-
kratie statt Förderwirkung“. Änderungen der 
Programme während der Förderperiode werden 
aufwändiger und technisch schwieriger.
Um die Balance wiederherzustellen, sollte der 
nächste EU-Rahmen für die integrierten ter-
ritorialen Ansätze nur wenige flächendeckend 
einheitliche Messgrößen vorsehen und statt-
dessen optionale, regionsspezifische Indikato-
ren zulassen, vereinfachte Kostenpauschalen 
(SCO) ausweiten und ein echtes „Single-Audit“ 
einführen, bei dem eine einzige Kontrolle für 
alle Fonds und Ebenen gilt, wie beispielsweise 
von der Expertengruppe für Vereinfachung der 
Kohäsionspolitik nach 2020 empfohlen. 

EU-Beteiligungssatz erhöhen und Bündelung 
mit Bundes- und Landesmitteln vereinfachen

Gerade territoriale Entwicklungsansätze in 
Zusammenarbeit mit zum Teil finanzschwachen 
Kommunen und anderen Projektträgern stellen 
hohe zu erbringende Eigenanteile von bis zu 60 
Prozent in besser entwickelten Regionen vor er-
hebliche Schwierigkeiten. Deshalb sollten zum 
einen die EU-Beteiligungssätze für integrierte 
territoriale Ansätze insbesondere auch für die 
besser entwickelten Regionen erhöht werden. 
Denkbar ist ein Bonus, durch den die EU-Betei-
ligungssätze für integrierte territoriale Ansätze 
gegenüber der sonstigen Förderung angeho-
ben werden. Zum anderen sollten die Hürden 
für eine Mitfinanzierung von Fördervorhaben 
durch Landes- und Bundesmittel möglichst 
gering sein und durch die Bundesländer genutzt 
werden, um insgesamt hohe Fördersätze zu er-
reichen, und die für Projektträger zu leistenden 
Eigenanteile angemessen gering zu halten. 

4.2 Empfehlungen an Bund und 
Bundesländer

Territoriale Ansätze strategisch verankern: 
Balance zwischen Projektförderung und 
Strukturaufbau 

Die Einbindung regionaler Akteure kann bei 
der Programmerstellung entweder einen Fokus 
auf die Generierung von – meist stärker fach-
politisch definierten – Projekten in einzelnen 
Politikfeldern, z.B. Innovationspolitik und 
Dekarbonisierung, haben, oder die Etablie-
rung dauerhafter Kooperationsstrukturen auf 
regionaler Ebene in den Vordergrund stellen, 
auf deren Basis gemeinsame regionale Vorhaben 
vorangetrieben werden. Beide Ausrichtungen 
haben ihre Begründung, akzentuieren aber 
unterschiedliche Aspekte. 
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Steht die Projektentwicklung im Fokus, werden 
eher fachpolitische Zielsetzungen und Vorgaben 
im Vordergrund stehen, die unter Einbindung 
regionaler Akteure – etwa über Wettbewerbs-
verfahren – erreicht werden sollen. Wenn die 
Etablierung dauerhafter Kooperationsstruktu-
ren im Vordergrund steht, spielen die Unter-
stützung der Netzwerkprozesse und eine fach-
politikübergreifende Strategieentwicklung auf 
regionaler Ebene eine größere Rolle, die dann 
zur Entwicklung und Umsetzung gemeinsam 
abgestimmter und getragener regionaler Maß-
nahmen führen. Die Bundesländer sollten sich 
entscheiden, welchen Weg sie gehen wollen. Da-
bei ist klar, dass integrierte territoriale Ansätze 
ihr volles Potenzial nur dann entfalten können, 
wenn sie umfassend die Entwicklung regionaler 
Akteursstrukturen unterstützen.

Strukturentwicklung und Netzwerkaufbau 
gezielt fördern

Die Stärke integrierter territorialer Ansätze 
liegt darin, auf regionaler Ebene dauerhaft 
handlungsfähige Strukturen und Netzwerke zu 
fördern. Netzwerkprozesse erfordern einen lan-
gen Atem. Durch die Aktivierung der regiona-
len Akteure können aber Strategien zielgenauer 
formuliert und Projekte effizienter entwickelt 
und umgesetzt werden. Die erforderlichen Netz-
werkprozesse brauchen dabei in bestimmtem 
Umfang externe Unterstützung. Dies ist bei 
der Etablierung neuer Netzwerke, aber auch 
beim Übergang bestehender Netzwerke in neue 
Phasen, z.B. Erschließung neuer Themenfelder, 
der Fall. Ein umfassender Ansatz sollte auch 
die planvolle Unterstützung von Netzwerkpro-
zessen enthalten, wofür zumindest zu Beginn 
der Kooperationen auch eine Förderung für 
die gemeinsame Strategieentwicklung und den 
Aufbau von regionalen Netzwerk- und Manage-
mentstrukturen (Stichwort Regionalmanage-
ment) gewährt werden muss. 

Breites Themenspektrum über eine 
Förderrichtlinie anbieten

Die Stärke einer regionalen Strategieentwick-
lung unter Beteiligung vielfältiger Akteure 
kommt nur dann zum Tragen, wenn es auch 
die Möglichkeit gibt, förderpolitisch auf die 
regional identifizierten Bedarfe und Potenziale 
einzugehen. Der einfachste Weg hierzu ist, eine 
umfassende, thematisch breit angelegte Förder-
richtlinie anzubieten, wie dies in der laufenden 
Periode insbesondere unter Nutzung von PZ 5 
möglich ist. Wenn regionale Themen hingegen 
in die bestehenden fachpolitischen Förderan-
gebote auf Landesebene geleitet werden sollen, 
besteht die Gefahr, dass ‚bottom-up‘ identifizier-
te Handlungsnotwendigkeiten wegen der ‚top-
down‘ definierten Fördermöglichkeiten nicht 
verfolgt werden können. 

Für Bundesländer, die z. B. wegen zu geringer 
EU-Strukturfondsmittel keine eigene Förder-
priorität zum Politischen Ziel 5 programmieren, 
ist es wichtig, dass territoriale Ansätze Mittel 
aus verschiedenen Politischen Zielen und Fonds 
(EFRE, ESF, LEADER) bündeln. So können 
breite thematische Fördergegenstände ermög-
licht und nach territorialer Entwicklungslo-
gik eingesetzt werden. In diesem Fall sollten 
Fördervorhaben der integrierten, territorialen 
Entwicklungsansätze aber nicht aus verschie-
denen sektoralen Förderrichtlinien, sondern auf 
Basis einer einzigen Förderrichtlinie entwickelt, 
beantragt und umgesetzt werden können. Eine 
Zersplitterung in mehrere sektorale Förder-
richtlinien mit möglicherweise über die ver-
schiedenen thematischen Fördergegenstände 
hinausgehenden unterschiedlichen Fördervor-
aussetzungen erschwert die Projektentwicklung 
und die Verwaltung durch regionale Manage-
mentstrukturen und die finalen Projektträger. 
Dies benachteiligt Regionen, bei denen die 
Kapazitäten nur eine begrenzte Absorption  
von Fördermitteln zulassen.
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Verbindliches Regionsbudget und 
Verantwortung für die Projektauswahl (auch) 
auf die regionale Ebene delegieren

Zentral ist, dass die für eine territoriale Förde-
rung ausgewählten Regionen ein verbindliches 
Fördermittelbudget erhalten, das im Vergleich 
zum administrativen und strategischen Auf-
wand ein ausreichendes Mittelvolumen ge-
währt. Wie hoch dieses Volumen tatsächlich 
ausfällt, ist je nach Regionsgrößen und adres-
sierten Themen unterschiedlich. Sollte sich 
nach einiger Zeit zeigen, dass manche Regionen 
nicht ausreichend förderfähige und umset-
zungsfähige Vorhaben entwickeln, kann auch 
eine Umschichtung zugunsten von Regionen 
erfolgen, die höhere Projektvolumen in passen-
de Vorhaben umsetzen können.

Wo handlungsfähige regionale Akteursstruk-
turen bestehen, sollten diese auch aktiv an der 
Auswahl der zu fördernden Projekte mitwirken. 
Ein bewährter Weg, dies zu tun, ist die Förder-
würdigkeitsprüfung auf regionaler Ebene zu 
organisieren, während die Förderfähigkeitsprü-
fung und Bewilligung bei den jeweils landesspe-
zifisch zuständigen Stellen verbleiben. Denkbar 
ist grundsätzlich aber auch die vollständige 
Verlagerung der Budgethoheit auf die regionale 
Ebene. Modellvorhaben wie „Regionen Aktiv“ 
haben gezeigt, dass dies auch im Rahmen der 
geltenden rechtlichen Möglichkeiten machbar 
ist. Der von Länderebene häufig befürchtete 
Kontroll- und Steuerungsverlust kann vermie-
den werden, wenn in den Verfahren der Strate-
gieentwicklung eine hinreichende Koordination 
mit den Prioritäten des Bundeslandes gewähr-
leistet wird.

Mit der Programmierung integrierter 
territorialer Entwicklungsansätze frühzeitig 
beginnen

Integrierte territoriale Entwicklungsansätze 
benötigen Zeit von der Bildung, Bewerbung 
und Auswahl der regionalen Kooperationen 
und deren strategischen Entwicklungskonzep-
ten über die Entwicklung, Genehmigung und 
Mittelbildung konkreter und umsetzungsfähi-
ger Fördervorhaben bis hin zur tatsächlichen 
Realisierung der Fördervorhaben und Veraus-
gabung der EU-Fördermittel. Auch wenn die 
Förderperiode mit der n+2 oder 3 Regelung neun 
oder zehn Jahre beträgt, sind die tatsächlichen 
Umsetzungszeiträume durch verzögerte Ver-
ordnungsrahmen und Programmgenehmigung 
meist deutlich kürzer und können territoriale 
Ansätze in Bezug auf die Mittelabsorption in 
Bedrängnis bringen. 

Aus diesem Grund sollte mit der Gestaltung ter-
ritorialer Ansätze frühzeitig begonnen werden, 
sobald sich der Verordnungsrahmen abzeichnet. 
Vor allem wenn noch eine Phase der Strate-
gieentwicklung und Regionsauswahl vor der 
eigentlichen Umsetzung integrierter regionaler 
Entwicklungsansätze vorgeschaltet ist, sollte 
damit spätestens auf Basis des eingereichten 
Programmentwurfs begonnen werden und nicht 
bis zur Programmgenehmigung durch die Kom-
mission und Verabschiedung von Förderrichtli-
nien gewartet werden. Die Bundesländer sollten 
dabei bewusst in Teilen das Risiko übernehmen, 
das aus den, wenn auch geringen Unsicher-
heiten während der Programmerstellungs- und 
genehmigungsverfahren erwächst. Durch mehr 
Zeit für die regionalen Prozesse gewinnen 
sie dadurch die Chance, problemadäquatere 
Projekte zu fördern. Gerade dann muss aber 
durch die “Programmierung” der territorialen 
Entwicklungsförderung gewährleistet werden, 
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dass möglichst breite thematische Fördergegen-
stände ermöglicht werden und diese auch für 
die Regionen bereits absehbar sind, damit keine 
Strategien und möglichen Fördervorhaben vor-
bereitet werden, die anschließend nicht geför-
dert werden können. 

Abzuwägen ist auch, inwieweit zweistufige 
Wettbewerbsverfahren mit einer Vorauswahl 
auf Basis von Kurzskizzen und einer endgülti-
gen Auswahl auf Basis vollständig entwickelter 
Strategien oder Konzepte erfolgt. Das zweistufi-
ge Verfahren eignet sich eher, wenn nur eine be-
grenzte Anzahl an Regionen gefördert werden 
soll, damit die nicht ausgewählten Regionen 
unnötig hohen Aufwand vermeiden. Allerdings 
schränkt dies gerade den Aufbau neuer oder 
die Etablierung bislang noch weniger starker 
regionaler Kooperationen ein. Gerade für diese 
ist deshalb eine intensive Begleitung und Quali-
fizierung von Landesseite besonders wichtig. 
Möglich wäre es auch, Regionen, die bereits 
passende strategische Grundlagen und Gover-
nance Strukturen haben, in einem Schnelllauf-
verfahren auszuwählen, damit diese rasch mit 
der Projektentwicklung starten können und 
damit auch EU-Mittel absorbiert werden. In 
einem zweiten “Durchgang“ können dann jene 
Regionen mit neuen Konzepten und Koopera-
tionsstrukturen zum Zuge kommen. 

Regionen mit geringeren Kapazitäten und 
schwächer ausgeprägter Kooperationskultur 
gezielt unterstützen

Nicht alle Regionen verfügen über die gleichen 
Voraussetzungen, um integrierte territoriale 
Entwicklungsansätze erfolgreich umzusetzen. 
In Regionen mit geringeren administrativen 
Kapazitäten, begrenzten personellen Ressour-
cen oder einer weniger entwickelten Koopera-
tionskultur besteht das Risiko, dass sie von den 

komplexen Anforderungen der Förderarchitek-
tur überfordert werden. Dies kann dazu führen, 
dass sie von der aktiven Mitgestaltung integ-
rierter Strategien ausgeschlossen bleiben und 
somit nicht in gleichem Maße von den Poten-
zialen territorialer Ansätze profitieren.

Um dem entgegenzuwirken, sollten diese Re-
gionen gezielt unterstützt werden. Dies betrifft 
sowohl die Schaffung niedrigschwelliger Zugän-
ge zu Förderangeboten als auch den Aufbau von 
fachlichen und organisatorischen Kapazitäten. 
Zudem ist es wichtig, strategische Begleitung 
bei der Entwicklung von Kooperationen und 
regionalen Netzwerken anzubieten sowie An-
reize für den Einstieg in integrierte Prozesse zu 
schaffen. 

Vereinfachung der 
Programmierungssystematik 

Derzeit beklagen die für integrierte territoriale 
Entwicklungsförderung zuständigen Landes-
stellen, dass der eher auf sektorspezifische 
Förderung ausgerichtete EU-Verordnungs-
rahmen mit einer vorherigen Aufteilung von 
Finanzmitteln auf Politische Ziele aufwendige 
Programmänderung bei Mittelverschiebungen 
zwischen Politischen Zielen erschwert. Dies be-
trifft wegen der sektorenbezogenen Indikatorik 
und detaillierten Zielsystemen insbesondere die 
Programmierung und Umsetzung territorialer 
Entwicklungsansätze. In der Praxis lenkt dieser 
Formaldruck die Aufmerksamkeit von inhalt-
lichen Zielen auf Formularpflichten. 

Neben unter Kapitel 4.1. bereits adressierten 
Anpassungen des EU-Verordnungsrahmen 
haben allerdings die für die Programmierung 
zuständigen Behörden die Möglichkeit, die 
Programmierung mit Mittelzuweisungen und 
Indikatorensysteme für integrierte territoriale 
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Ansätze flexibel und passgenau zu gestalten, 
was durch ein konstruktives Zusammenwirken 
der für die territorialen Förderansätze zustän-
digen Landesstellen und der Verwaltungsbe-
hörden erreicht werden kann. Hierzu können 
insbesondere Spielräume bei der Zuordnung von 
Förderinhalten zu Politischen Zielen, bei der 
Zuordnung zu Interventionskategorien sowie 
bei der Entwicklung des Indikatorensystems 
im Sinne einer möglichst einfachen Verwaltung 
und Steuerung genutzt werden.

Bundesweiter Austausch zum Einsatz 
territorialer Instrumente

Während es für die LEADER-Regionen auf 
Bundesebene einen Erfahrungsaustausch gibt, 
fehlt ein entsprechendes Vernetzungsformat 
für die anderen territorialen Instrumente. Auf 
überregionaler Ebene ist daher ein Erfahrungs-
austausch der Bundesländer und Regionen zu 
empfehlen, die ITI, CLLD bzw. die sonstigen 
territorialen Instrumente einsetzen. Dabei soll-
ten sowohl die betreffenden Fachressorts (der 
Regionalentwicklung und der Fachpolitiken) als 
auch die Verwaltungsbehörden einbezogen wer-
den. Die Technische Hilfe der Strukturpolitik 
kann zur Finanzierung dieser Austauschforma-
te genutzt werden.

Regionsübergreifender Austausch auf 
Länderebene

In manchen Bundesländern fehlt es an einem 
regionsübergreifenden Austausch der betreffen-
den Regionen, Netzwerkmanagern bzw. regio-
nalen Akteursverbünden. Nur in Ausnahmefäl-
len existieren entsprechende Formate (z.B. ST, 
BW, NI). Es ist sinnvoll, wenn sich die Regionen 
eines Bundeslandes über die Strategien, Inhalte, 
innovativen Ansätze, Projektideen, Akteursge-
winnung, etc. in den territorialen Instrumenten 

miteinander austauschen, um Lernprozesse zu 
ermöglichen.

Weiterentwicklung integrierter 
Regionalentwicklungsansätze innerhalb der 
EU-Strukturförderung auf Bundesebene 
unterstützen

Bereits jetzt unterstützt das BMWSB mit dem 
Förderprogramm „RegioStrat – Strategische 
Regionalentwicklung“ die Entwicklung strate-
gisch ausgerichteter regionaler Entwicklungs-
konzepte. Die Erfahrungen im Strukturfonds-
bereich gehen darüber hinaus, weil sie die 
Entwicklung und Finanzierung von Projekten 
zur Umsetzung integrierter Strategien mit ab-
decken. Diesen Schritt in Richtung umfassend 
integrierter territorialer Ansätze könnte der 
Bund weiter fachlich und politisch befördern: 
Ausgewählte Regionen, die im Rahmen der 
territorialen Instrumente in den Strukturfonds 
neue Wege beschreiten wollen, könnten auf 
Bundesebene gemeinsam mit den zuständigen 
Stellen der Landesministerien zusammenarbei-
ten. Durch ein entsprechendes Forschungsfeld 
wie die Modellvorhaben der Raumordnung oder 
das Programm „Region gestalten“ könnten die 
daran mitwirkenden Regionen und Bundes
länder durch externe Expertinnen und Exper-
ten bei der Entwicklung, Erprobung und Um-
setzung ihrer innovativen territorialen Ansätze 
begleitet werden. Dadurch ließen sich Erfolgs-
faktoren und Hemmnisse identifizieren und der 
Austausch sowie Transfer zur Weiterentwick-
lung integrierter territorialer Entwicklungs-
ansätze im Rahmen der EU-Strukturförderung 
quer über die verschiedenen Instrumente und 
Initiativen könnte unterstützt werden.
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